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1 Ausgangslage
Die Verordnung über die amtliche Vermessung (VAV) vom 18. November 19921 und die sie im Detail 
ausführende Technische Verordnung des VBS über die amtliche Vermessung (TVAV) vom 10. Juni 
19942 entstanden 1992 bzw. 1994 im Rahmen der Totalrevision des Rechts zur amtlichen 
Vermessung im Hinblick auf die Einführung des Standards AV93 (Amtliche Vermessung 1993). Das 
damalige Revisionsprojekt beinhaltete insbesondere ein neues Datenmodell für die amtliche 
Vermessung. Das Verordnungsrecht stützte sich damals auf die eher rudimentären Rechtsgrundlagen 
der amtlichen Vermessung im Zivilgesetzbuch (ZGB)3 ab.

Im Rahmen der Totalrevision des Geoinformationsrechts, d.h. im Nachgang zur Schaffung des 
Bundesgesetzes über Geoinformation (Geoinformationsgesetzes, GeoIG) vom 5. Oktober 20074 
wurden VAV und TVAV nur einer Teilrevision unterzogen, da sich das Verordnungsrecht zur amtlichen 
Vermessung in der Praxis grundsätzlich bewährt hatte und verhältnismässig wenige Änderungen 
notwendig waren. Seit dem Inkrafttreten des heutigen Geoinformationsrechts des Bundes am 1. Juli 
2008 bilden VAV und TVAV einen Teil der Ausführungsverordnungen zum Geoinformationsgesetz.

Die Teilrevision der VAV und die gleichzeitige Totalrevision der TVAV und der technischen 
Verordnung des EJPD und des VBS über das Grundbuch (TGBV)5 haben ihren hauptsächlichen 
Grund in der geplanten Einführung des neuen Geodatenmodells der amtlichen Vermessung6. Diese 
erfordert zwingend eine Anpassung von VAV, TVAV und TGBV, da das heutige Datenmodell auf 
Verordnungsebene verankert ist. Das Geodatenmodell der amtlichen Vermessung soll neu in gleicher 
Weise geregelt werden wie die Geodatenmodelle aller anderen Geobasisdaten des Bundesrechts.

Auf der Stufe der Departementsverordnungen wird neu eine konsequente Trennung der Regelungen 
wie folgt vorgenommen:
- Alle Regelungen, welche das Grundbuch direkt betreffen, namentlich die Regelungen zum Plan 

für das Grundbuch im Sinne von Art. 7 VAV, werden in der TGBV geregelt, 
- Die übrigen Regelungen zur amtlichen Vermessung werden in der neuen VAV-VBS geregelt, 

welche die TVAV ablöst.

2 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

2.1 Vorbemerkungen zum 1. Abschnitt
Die Bestandteile der amtlichen Vermessung werden in der revidierten VAV neu geregelt (Art. 5 VAV): 
- Die Daten: Zentraler Inhalt der amtlichen Vermessung sind zweifellos die Daten der amtlichen 

Vermessung, die im Datenmodell strukturiert werden. Innerhalb der Daten der amtlichen 
Vermessung müssen die Daten des Plans für das Grundbuch besonders bezeichnet werden (als 
Attribute im Interlisfile).

- Die Punktzeichen: Zu den Punktzeichen der amtlichen Vermessung gehören die Fixpunkte und 
die Grenzzeichen. Die Punktzeichen sind im Gelände physisch festgelegt und gleichzeitig 
zwingend auch Objekte der Daten der amtlichen Vermessung.

- Die technischen und administrativen Dokumente: Zu den technischen und administrativen 
Dokumenten gehören beispielsweise die Grundstücksbeschreibung, die Prüfprotokolle, die 
Originale der Messdokumentation, die Arbeitsunterlagen und Kontrolldokumente, der 
Flächenvergleich bei Erneuerung, der Unternehmerbericht, der Mutationsplan und die 
Mutationstabelle (vgl. Art. 64 ff. TVAV in der geltenden Fassung). Diese Dokumente sind 
ungeachtet der elektronischen Datenhaltung von grosser Bedeutung. So lässt sich beispielsweise 

1 SR 211.432.2.
2 SR 211.432.21.
3 Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907, SR 210.
4 SR 510.62.
5 Vom 28. Dezember 2012, SR 211.432.11.
6 Vgl. dazu Dokumentationen auf der Web-Seite der amtlichen Vermessung: www.cadastre.ch/av  

Methoden und Datenmodelle  Neues Geodatenmodell DMAV; vgl. auch CHRISTOPH KÄSER, Datenmodell 
DM.flex – Wechsel in der Programmleitung und Stand der Arbeiten, cadastre Nº33, August 2020, S. 4 f.
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heute und zurück bis zu den Anfängen der Grundbuchvermessung eine Historisierung der 
Zustände der Liegenschaftsgrenzen nur anhand der Mutationsdokumente rekonstruieren.

- Die Bestandteile und Grundlagen der amtlichen Vermessung alter Ordnung: Dort, wo die amtliche 
Vermessung nach dem geltenden Zivilgesetzbuch (ZGB) bzw. nach AV93 noch nicht realisiert ist, 
sind die Dokumente der amtlichen Vermessung alter Ordnung massgebend.

Der 1. Abschnitt der VAV-VBS (Art. 1-6 VAV-VBS) präzisiert – soweit notwendig – die 
Ausführungsbestimmungen zu Artikel 5 VAV.

2.2 Artikel 1 Punktzeichen (Art. 5 Abs. 1 Bst. b VAV)
Artikel 1 definiert im Sinne von Art. 21 GeoIG die Punktzeichen der amtlichen Vermessung. Demnach 
gibt es nur zwei Arten von Punktzeichen:
- die Fixpunkte (Kategorien 1 bis 3);
- die Grenzpunkte im Gelände (Landes-, Kantons-, Bezirks-, Gemeinde- und Grundstücksgrenzen).

2.3 Artikel 2 Fixpunkte (Art. 5 Abs. 1 Bst. b VAV)
Artikel 2 fasst die heutigen Regelungen von Art. 46 ff. TVAV in vereinfachter Weise zusammen; am 
System der Fixpunkte ändert sich aber grundsätzlich nichts. Eine vereinfachte Regelung rechtfertigt 
sich auch dadurch, dass die Fixpunktnetze angesichts des globalen Navigationssatellitensystems 
(GNSS) für den Lagebezug an Bedeutung eingebüsst haben. Es wird zwischen Lage- und 
Höhenfixpunkten einerseits und zwischen Fixpunkten der Landesvermessung (Kategorie 1)7 und 
solchen der amtlichen Vermessung (Kategorien 2 und 3) andererseits unterschieden.
Lagefixpunkte sind immer nach ihrer Lage bestimmt und können zudem auch eine Höhe aufweisen. 
Ein Höhenfixpunkt muss immer alle drei Koordinatenwerte aufweisen. Die Unterscheidung ist 
historisch bedingt.
Absatz 5 enthält die bisherige Regelung von Artikel 49 Absatz 1 TVAV. Lage und Anzahl der 
Fixpunkte richten sich auch weiterhin nach den Bedürfnissen der Nachführung. Die Einzelheiten der 
Anforderungen an die Fixpunkte sollen künftig in Weisungen geregelt werden. 

2.4 Artikel 3 Daten: Inhalt (Art. 5 Abs. 1 Bst. a VAV)
Artikel 3 hält in grundsätzlicher Weise fest, was zu den Daten der amtlichen Vermessung gehört.

Entsprechend der Ausrichtung der amtlichen Vermessung als Grundbuchvermessung im 
Einleitungssatz festgehalten, dass die Daten des Plans für das Grundbuch zu den Daten der 
amtlichen Vermessung gehören. Die Daten des Plans für das Grundbuch werden als Konsequenz der 
Regelungszuständigkeit künftig in Artikel 7a TGBV geregelt.

In der Aufzählung werden die übrigen Daten der amtlichen Vermessung aufgeführt, wobei redaktionell 
bewusst Redundanzen zu Artikel 7a der TGBV in Kauf genommen wurden. 

Die Definition der bestehenden oder projektierten Gebäude richtet sich nach der Verordnung über das 
eidgenössische Gebäude- und Wohnungsregister (VGWR)8. Projektiert ist ein Gebäude, sobald die 
Baubewilligung erteilt wurde (Art. 7 VGWR). 

Die Bezeichnung "weitere Beschaffenheit der Erdoberfläche" ist ein Sammelbegriff für übrige Formen 
der Bodenbedeckung. Sie deckt unter anderem die bestockte Fläche (bisher Art. 18 TGBV) sowie die 
vegetationslose Fläche (Art. 19 TGBV) ab. 

Zu den geografischen Namen der amtlichen Vermessung (Art. 3 Bst. g VAV-VBS) gehören jene, die 
im Datenmodell bezeichnet werden (vgl. die geänderte Regelung in Art. 3 Bst. b GeoNV); dazu 
gehören unter anderen Flurnamen, Ortsnamen, Geländenamen und Namen wichtiger Objekte.

7 Diese Regelung ist identisch und bewusst redundant zur Regelung in Art. 2 Abs. 1 Bst. d und e der 
Verordnung über die Landesvermessung (Landesvermessungsverordnung, LVV) vom 21. Mai 2008, 
SR 510.626.

8 SR 431.841.
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2.5 Artikel 4 Daten: Genauigkeit und Zuverlässigkeit (Art. 5 Abs. 2 VAV)
Die heutigen Regelungen der Genauigkeit und der Zuverlässigkeit bzw. das gesamte diesbezügliche 
Regelungssystem geht zurück auf die Einführung der eidgenössischen Grundbuchvermessung mit der 
Einführung des Zivilgesetzbuchs (ZGB). Das Denken der amtlichen Vermessung war damals auf 
Pläne bezogen, nicht auf (vektorielle) Daten. Die damaligen Messmethoden beruhten auf 
Triangulation und bezogen sich auf das Fixpunktnetz. Die Toleranzstufen gehen auf Weisungen und 
Verordnungen aus den 1910er-Jahren zurück. Bei der grossen Umstellung auf die elektronische 
Führung der AV in den 1990er-Jahren (AV93) wurde noch kein Wechsel der Genauigkeitsregelungen 
vorgenommen, obwohl dies rückblickend aus fachlicher Sicht notwendig gewesen wäre. Bei der 
Einführung des neuen Geoinformationsrechts im Jahr 2008 wurden die Regelungen zur amtlichen 
Vermessung möglichst unverändert belassen. Nun drängt sich grundsätzlich eine Adaption der 
Genauigkeitsregelungen an die Technik auf. Heute kann genauer und ortsunabhängiger gemessen 
werden. Das System der Toleranzstufen (Art. 2 TVAV) soll deshalb mittelfristig aufgegeben und durch 
Genauigkeitsanforderungen in einem neuen System der Informationsanforderungen (Information 
Need Definition; IND-AV) ersetzt werden. Da IND-AV mit dem vorliegenden Revisionspacket von VAV 
und VAV-VBS noch nicht eingeführt werden kann, werden die Toleranzstufen aber vorläufig 
beibehalten.

Artikel 4 regelt die Genauigkeitsanforderungen in allgemeiner Weise. Der Absatz 2 und 3 entsprechen 
den heutigen Artikeln 3 und 5 Buchstabe a TVAV. Die Details der Genauigkeitsanforderungen wird die 
Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion in Weisungen regeln. Für den Plan für das 
Grundbuch werden das EGBA und die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion gemeinsame 
Weisungen erlassen. 

Auch heute wichtig ist neben Genauigkeitsanforderungen die Zuverlässigkeit der Daten. Auch 
diesbezüglich wird die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion Weisungen erlassen. Ganz 
grundsätzlich kann festgehalten werden, dass erhobene Daten nur dann zuverlässig sind, wenn ihre 
Werte auf mindestens zwei unabhängigen Messungen beruhen. 

2.6 Artikel 5 Technische und administrative Dokumente (Art. 5 Abs. 1 Bst. c 
VAV)
Artikel 5 präzisiert die technischen und administrativen Dokumente und lehnt sich an Artikel 63 TVAV 
an.

Zu den Prüfprotokollen gehören die Prüfprotokolle der eingesetzten Geräte und Instrumente sowie die 
Prüfprotokolle zur Datenqualität.

Neu soll die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion die Einzelheiten durch Weisungen 
regeln. Dies ist angesichts der Tatsache, dass es sich hier um reine Vollzugsregelungen handelt, 
deren Adressaten die Kantone, Gemeinden und die von diesen Beauftragten sind, fachlich zielführend 
und rechtlich zulässig.

2.7 Artikel 6 Abgeleitete amtliche Produkte (Art. 5 Abs. 2 VAV)
Gemäss Artikel 5 Absatz 2 VAV regelt das VBS auch die aus den Daten der amtlichen Vermessung 
abgeleiteten Produkte. Artikel 6 VAV-VBS enthält den abschliessenden Katalog der abgeleiteten 
Produkte: Situationsplan, Basisplan, Datenabgabe in der Form des vereinfachten Datenmodells sowie 
Meldungen der amtlichen Vermessung an Dritte. 

Die Datenabgabe im vereinfachten Datenmodell trägt heute den Produktenamen "MOpublic"; dieser 
soll aber in der Verordnung nicht verankert werden.

Meldungen nach Buchstabe d erfolgen aktuell gemäss dem Standard "eCH-0131 Meldungen der 
amtlichen Vermessung an Dritte". 
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2.8 Vorbemerkungen zum 2. Abschnitt Geodatenmodell
Der zweite Abschnitt der VAV-VBS (Art. 7-13 VAV-VBS) ist dem Geodatenmodell gewidmet und legt 
den rechtlichen Rahmen für das neue Geodatenmodell der amtlichen Vermessung fest. Es handelt 
sich dabei bewusst um eine Rahmenregelung, welche der Fachstelle Eidgenössische 
Vermessungsdirektion beim Erlass von Weisungen zum Geodatenmodell auf der Grundlage der 
Beratungstätigkeit des so genannten Change-Boards AV die notwendigen Freiheiten lässt, ohne dass 
es zu einer Einbusse der rechtlichen und technischen Qualität der amtlichen Vermessung kommen 
kann. Art. 7a und 7b TGBV enthalten zusätzliche Anforderungen an das Geodatenmodell hinsichtlich 
der zu den Daten der amtlichen Vermessung und mithin auch zum Geodatenmodell gehörenden 
Daten des Plans für das Grundbuch.

2.9 Artikel 7 Grundsätze (Art. 6 VAV)
Artikel 7 legt die Grundsätze fest, die bei der Modellierung der Daten der amtlichen Vermessung 
zwingend zu beachten sind.

Absatz 1 hält die Ausrichtung auf die Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer der amtlichen 
Vermessung fest. Es geht hier um den Aspekt der Kundenorientierung.

Absatz 2 legt den modularen Aufbau des Geodatenmodells fest. An die einzelnen Module besteht der 
Anspruch, dass diese weitgehend unabhängig voneinander geändert und ergänzt werden können. Es 
soll möglich sein, Änderungen von Modulen des Geodatenmodells zu jeweils verschiedenen 
Zeitpunkten durchzuführen.

Absatz 3 fordert die Koordination und den Abgleich mit anderen Geobasisdaten des Bundesrechts, 
welche ähnliche oder gleiche Objekte enthalten. Objekte aus Geodatenmodellen anderer 
Geobasisdaten des Bundesrechts sollen grundsätzlich in das Geodatenmodell der amtlichen 
Vermessung direkt eingebunden werden können; sie müssen allerdings den Anforderungen der 
amtlichen Vermessung genügen, beispielsweise den Genauigkeitsanforderungen für Punkte. 
Vorgesehen ist beispielsweise die Einbindung von ausgewählten Objekten der Beschaffenheit der 
Erdoberfläche und der Höhen aus der entsprechenden Datenbank von swisstopo.

Absatz 4 schreibt weiter vor, dass zum Geodatenmodell der amtlichen Vermessung mindestens fünf 
Darstellungsmodelle gehören, nämlich je eines für den Situationsplan, den Plan für das Grundbuch, 
den Mutationsplan, den Basisplan sowie für die weiteren Auszüge nach Artikel 23. Zudem sind 
Darstellungsmodelle zu allfälligen weiteren Visualisierungen gefordert, zum Beispiel für 3D-
Darstellungen.

Absatz 5 ermächtigt die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion zum Erlass von Weisungen 
zum Geodatenmodell mit zugehörigen Darstellungsmodellen. 

Gemäss Absatz 6 ist das Geodatenmodell – wie alle Geodatenmodelle der Geobasisdaten des 
Bundesrechts – öffentlich und muss im Internet frei zugänglich sein. Im Internet veröffentlicht werden 
mindestens das eigentliche Geodatenmodell in der vorgeschriebenen Beschreibungssprache9 sowie 
der zugehörige Bericht; wenn die Darstellungsmodelle nicht im Bericht enthalten sind, müssen diese 
zusätzlich veröffentlicht werden. 

2.10 Artikel 8 Beschreibungssprache (Art. 6 VAV)
Für die amtliche Vermessung soll ab Inkrafttreten des revidierten Verordnungsrechts nur noch 
INTERLIS 2 als Beschreibungssprache verwendet werden. Artikel 32 Absatz 3 VAV-VBS legt eine 
Übergangsfrist fest. Derzeit laufen Diskussionen zur Weiterentwicklung der Beschreibungssprache. 
Mit einer späteren Anpassung wird voraussichtlich alternativ zu INTERLIS 2 auch eine solche neue 
Beschreibungssprache zugelassen werden.

9 Beim Inkrafttreten der VAV-VBS INTERLIS 2, vgl. nachfolgend Ziff. 2.10.
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2.11 Artikel 9 Objekte (Art. 6 VAV)
Artikel 9 regelt die Objekte im Datenmodell der amtlichen Vermessung. Der Standard eCH-0129 
(Version 4.0 vom 7. Juni 2017) findet selbstverständlich nur insoweit Anwendung, als er Vorgaben für 
die amtliche Vermessung enthält.

2.12 Artikel 10 Metadaten (Art. 6 VAV)
Artikel 10 entspricht im Wesentlichen den heutigen Weisungen (Kreisschreiben AV Nr. 2010/04). 
Geregelt werden lediglich die Vorgaben an das neue Geodatenmodell der amtlichen Vermessung. Der 
Artikel enthält keine Inhaltsangabe für das neue Geodatenmodell. 

2.13 Artikel 11 Prüfung der Modellkonformität (Art. 6 VAV).
Artikel 11 schreibt vor, dass die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion im Internet einen 
Checkservice zur Verfügung stellt, mit dem die Konformität von Daten mit dem Geodatenmodell der 
amtlichen Vermessung einfach überprüft werden kann. Nach Hochladen der Daten in das Tool prüft 
dieses die Daten und generiert automatisch ein Protokoll der Qualitätsprüfung, das entweder die 
Konformität bescheinigt oder auf Fehler hinweist.
Zur Sicherstellung und Verbesserung der Datenqualität, kann die Fachstelle Eidgenössische 
Vermessungsdirektion eine periodische Prüfung der Datenqualität (sog. Fehlermonitoring) 
durchführen (Absatz 2). 

2.14 Artikel 12 Änderung (Art. 6 VAV)
In Artikel 12 werden die Modalitäten der Änderungen am Datenmodell geregelt. Zuständig ist – wie 
schon für die Vorgabe des Geodatenmodells – die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion. 
Bei einer Änderung sind die jeweils aktuellen Vorgaben im Verordnungsrecht (insbesondere VAV, 
VAV-VBS und TGBV) für das Geodatenmodell zu beachten.

Beschlossene Änderungen werden den Kantonen – zusätzlich zur Veröffentlichung des geänderten 
Geodatenmodells im Internet – mitgeteilt. Diese Mitteilung kann auch per E-Mail, beispielsweise in der 
Form der heutigen «Newslist Cadastre» (Neuste Informationen betreffend das schweizerische 
Katasterwesen) erfolgen und einen Link auf das geänderte Geodatenmodell im Internet enthalten. Die 
Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion muss gemäss Absatz 2 für jede Änderung eine 
Umsetzungsfrist festlegen.

2.15 Artikel 13 Vereinfachtes Geodatenmodell (Art. 5 Abs. 2 und 6 Abs. 2 
VAV)
Artikel 13 regelt das vereinfachte Geodatenmodell (heute das Produkt "MOpublic"). Dieses muss auf 
das jeweils aktuelle prinzipale Geodatenmodell der amtlichen Vermessung abgestimmt sein, weshalb 
jede neue Version des Geodatenmodels auch eine neue Version des vereinfachten Geodatenmodells 
auslöst.

2.16 Artikel 14 Periodische Nachführung (Art. 24 Abs. 3 VAV)
Neu ist die modulweise periodische Nachführung erlaubt. 
Absatz 2 ermächtigt die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion zum Erlass von Weisungen 
über die Einzelheiten der Nachführung. 

2.17 Artikel 15 Massnahmen infolge von Naturereignissen (Art. 24 Abs. 3 
VAV)
Bei Naturereignissen kann die Liegenschaft in wesentlichen Elementen verändert und/oder es können 
die amtliche Vermessung oder Teile davon beschädigt oder zerstört werden. Die Liegenschaft wird 
u.a. dann in erheblicher Weise verändert, wenn (ausserhalb von Gebieten mit dauernden 
Bodenverschiebungen nach Art. 660a ZGB) eine Bodenverschiebung stattfindet, die eine 
Neufestsetzung der Grenzen erfordert (Art. 660b ZGB) oder durch Bodenverschiebung bzw. 
Aufschüttung neues nutzungsfähiges Land entsteht (Art. 659 ZGB). Umgekehrt kann durch ein 
Naturereignis auch nutzungsfähiges Land verschüttet werden. Von einer Beschädigung oder 
Zerstörung der amtlichen Vermessung sind vor allem die Punktzeichen betroffen. Artikel 668 Absatz 1 
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ZGB fordert zwingend das Vorhandensein von Grenzzeichen und damit inhärent bei einer Zerstörung 
oder Verrückung auch deren Ersatz. Artikel 15 VAV-VBS hält fest, dass nach einem Naturereignis für 
das betroffene Gebiet zeitnah eine ausserordentliche Nachführung durchgeführt wird, welche alle 
Massnahmen umfasst, die für die Wiederherstellung der amtlichen Vermessung erforderlich sind.

Der Begriff des Naturereignisses, wie er im Vermessungsrecht verwendet wird, umfasst Hochwasser 
und Murgang, Erdrutsche, Felssturz und Steinschlag, Lawinen, Erosion, Erdbeben, Sturm und 
Waldbrand, und stimmt damit insgesamt mit der forstrechtlichen Definition (Art. 1 Abs. 2 WaG10 und 
Art. 28 Abs. 1 Bst. a WaV11) überein.

In bestimmten Fällen werden Massnahmen zur Wiederherstellung der amtlichen Vermessung bei der 
Berechnung der Beiträge an die Kantone berücksichtigt.

2.18 Artikel 16 Überführung militärischer Anlagen in eine zivile Nutzung (Art. 
4 Abs. 2 VAV)
In den letzten Jahrzehnten wurden zahlreiche militärische Anlagen in eine zivile Nutzung überführt. 
Für diesen Fall fehlen Regelungen hinsichtlich der Behandlung in der amtlichen Vermessung. Neu 
beauftragt nun Artikel 4 Absatz 2 VAV das VBS zum Erlass entsprechender Regelungen. Artikel 16 
hält deshalb fest, dass militärische Anlagen, die in eine zivile Nutzung überführt werden, in die 
amtliche Vermessung aufgenommen werden. In einem solchen Fall muss armasuisse Immobilien der 
zuständigen kantonalen Stelle den Auftrag zur Aufnahme in die amtliche Vermessung erteilen und 
trägt die Kosten der Vermessungsarbeiten (Art. 16 Abs. 2 und 3 VAV-VBS). Wenn die Überführung in 
eine zivile Nutzung nur Teile eines Grundstücks betrifft, ist allenfalls eine Abparzellierung notwendig.

Militärischen Anlagen, die nach dem 1. Juli 2008 einer zivilen Nutzung zugeführt wurden, werden 
rückwirkend in die amtliche Vermessung aufgenommen, soweit die Aufnahme noch nicht erfolgt ist 
(siehe Art. 32 Abs. 4 VAV-VBS).

Das Grundbuchrecht erfordert hinsichtlich der Überführung von militärischen Anlagen in eine zivile 
Nutzung keine Änderungen. 

2.19 Artikel 17 Arbeiten auf dem Bahngebiet
Mit der Aufhebung von Artikel 46 VAV fällt eine Sonderregelung für Arbeiten auf dem Bahngebiet von 
Eisenbahnunternehmungen weg. Durch die vorgängige Kontaktaufnahme der Bahnunternehmen 
werden Doppelspurigkeiten vermieden. Feldaufnahmen auf Bahngebiet erfordern zudem zwingend die 
Einhaltung von bestimmten vorgegeben Sicherheitsmassnahmen und sind daher mit dem 
entsprechenden Bahnunternehmen zu koordinieren. 

2.20 Artikel 18 Verwaltung der amtlichen Vermessung - Grundsätze 
(Art. 31 Abs. 2 VAV)

Artikel 18 fasst die heutigen Regelungen von Art. 80-82 TVAV vereinfachend zusammen. Neu ist die 
Regelung in Absatz 2. Die Verwaltung der amtlichen Vermessung muss dergestalt erfolgen, dass die 
Daten jederzeit gemeindeweise exportiert und die Dokumente gemeindeweise editiert werden können.

2.21 Artikel 19 Informationssicherheit (Art. 31 Abs. 2 VAV)
Art. 85 TVAV verlangt heute, es sei ein Informatiksicherheitskonzept zu führen, dessen Inhalt sich 
nach der gültigen Schweizer Norm SN 612010 richtet. Diese SN-Norm ist nicht mehr aktuell. An ihrer 
Stelle werden heute die ISO-Normen der 27'000er-Serie verwendet, namentlich die folgenden 
Normen:
- ISO/IEC 27001:2013: Generell Informationssicherheitsmanagement12 (kann zertifiziert werden)

10 Bundesgesetz über den Wald (Waldgesetz, WaG) vom 4. Oktober 1991, SR 921.02.
11 Verordnung über den Wald (Waldverordnung, WaV) vom 30. November 1992, SR 921.01.
12 Die internationale Norm ISO/IEC 27001 spezifiziert die Anforderungen für Einrichtung, Umsetzung, 

Aufrechterhaltung und fortlaufende Verbesserung eines 
dokumentierten Informationssicherheits-Managementsystems unter Berücksichtigung des Kontexts einer 

http://www.admin.ch/ch/d/sr/c510_62.html
http://www.admin.ch/ch/d/sr/c510_62.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Normung
https://de.wikipedia.org/wiki/Internationale_Organisation_f%C3%BCr_Normung
https://de.wikipedia.org/wiki/International_Electrotechnical_Commission
https://de.wikipedia.org/wiki/Information_Security_Management_System
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- ISO/IEC 27005:2018: neuer ergänzender Standard bezüglich Informationsrisikomanagement
- ISO/IEC 27004:2016: Standard zur Überprüfung der Einhaltung von ISO/IEC 27001:2013

Art. 19 VAV-VBS nimmt Bezug auf diese Normen und erklärt diese hinsichtlich der 
Informationssicherheit (Datensicherheit) bei der amtlichen Vermessung als verbindlich.

Auch in der amtlichen Vermessung finden für die Bearbeitung und Verwaltung der Daten heute 
teilweise Cloud-Lösungen Anwendung. Die originären Daten der amtlichen Vermessung sind heute 
grundsätzlich für die Bestimmung der Liegenschaftsgrenzen massgeblich (Art. 668 Abs. 2 ZGB). 
Gemäss Artikel 7 Absatz 3 VAV ist der Plan für das Grundbuch Bestandteil des Grundbuches und ihm 
bzw. bestimmten Teilen kommen die Rechtswirkungen des Grundbuchs zu. Der Verlust der 
massgeblichen Daten der amtlichen Vermessung kann somit verheerende Auswirkungen auf das 
Grundeigentum bzw. auf die Rechtssicherheit im Bereich des Grundeigentums haben. Wenn die 
Betreiber von Clouds oder Server-Standorte im Ausland sind, unterstehen sie nicht dem 
schweizerischen Recht und nicht der schweizerischen Gerichtsbarkeit. Dies führt beispielsweise beim 
Konkurs des Unternehmens, das die Daten verwaltet oder des Cloud-Betreibers zu Problemen. 
Absatz 2 legt deshalb fest, dass das Unternehmen, das die Cloud betreibt, Sitz in der Schweiz haben 
muss und sich alle Server der Cloud in der Schweiz befinden müssen. Zudem ist selbstverständlich 
ein adäquater Auftragsverarbeitungsvertrag notwendig, der den jederzeitigen Zugriff (Leserechte, 24h, 
365 Tage im Jahr mit Ausnahme von vorangekündigten Wartungsarbeiten) des Unternehmens sowie 
der Vermessungsaufsicht auf die originären Daten sicherstellt.

2.22 Artikel 20 Qualitätsprüfung bei Änderungen im Datenbestand (Art. 31 
Abs. 2 VAV)
Artikel 20 entspricht dem heutigen Artikel 84 TVAV.

2.23 Artikel 21 Archivierung und Historisierung (Art. 31 Abs. 2 VAV)
Artikel 21 fordert vom Kanton den Erlass eines Archivierungskonzepts und gleicht damit die Regelung 
der Archivierung der amtlichen Vermessung an jene Regelungen an, die in Art. 16 GeoIV13 für die 
übrigen Geobasisdaten des Bundesrechts verankert sind. Die Fachstelle Eidgenössische 
Vermessungsdirektion kann diese Regelungen in Weisungen präzisieren. Die Mutationsurkunden 
müssen archiviert werden und müssen deshalb Gegenstand des Archivkonzepts sein.

Je nach Kanton bestehen allenfalls noch Pläne für das Grundbuch in Papierform, die bis heute 
aufbewahrt wurden. Die Kantone müssen in ihren Archivierungskonzepten auch darüber befinden, ob, 
wo und wie lange diese Papierpläne aufbewahrt werden sollen. 

Die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion kann den Kantonen in ihren Weisungen zur 
Archivierung diesbezügliche Entscheidungshilfen anbieten. In Anbetracht der Bedeutung der 
Mutationsurkunden für das Grundbuch ist das EGBA vor Erlass von entsprechenden Weisungen zu 
konsultieren. 

2.24 Artikel 22 Unterhalt der Punktzeichen (Art. 31 Abs. 2 VAV)
Artikel 22 entspricht sinngemäss Artikel 86 TVAV.

2.25 Artikel 23 Auszüge (Art. 34 ff. VAV)
Artikel 23 enthält die Detailregelungen zu den Auszügen aus der amtlichen Vermessung. Auf 
Verlangen enthält ein Auszug nur einzelne Module des Geodatenmodells, immer jedoch die Grenzen 
der Liegenschaft und des selbstständigen und dauernden Rechts.

Organisation. Darüber hinaus beinhaltet die Norm Anforderungen für die Beurteilung und Behandlung von 
Informationssicherheitsrisiken entsprechend den individuellen Bedürfnissen der Organisation.

13 Verordnung über Geoinformation (Geoinformationsverordnung, GeoIV) vom 21. Mai 2008, SR 510.620.
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2.26 Artikel 24 Kantonaler Umsetzungsplan (Art. 3 Abs. 2 VAV)
Gemäss Artikel 3 Absatz 2 VAV erstellen die Kantone Umsetzungspläne (Konzepte), die als 
Grundlage für den Abschluss der Programmvereinbarungen nach Artikel 31 Absatz 2 GeoIG dienen. 
Artikel 24 legt fest, was Inhalt dieser Umsetzungspläne ist. 

2.27 Artikel 25 Download-Dienst und Schnittstellen
Artikel 36 VAV besagt, dass der Zugriff auf die Daten der amtlichen Vermessung durch einen 
Download-Dienst gewährleistet sein muss und enthält eine Rechtsetzungsdelegation an das VBS. Die 
amtliche Vermessungsschnittstelle war bisher in Artikel 44 TVAV geregelt. Künftig soll die Fachstelle 
Eidgenössische Vermessungsdirektion die Einzelheiten regeln können. 

2.28 Artikel 26 Meldungen an Dritte (Art. 6 Abs VAV)
Artikel 26 hält fest, dass auf Meldungen der amtlichen Vermessung an Dritte der Standard eCH-0131 
(Version 2.0 vom 7. Juni 2017) Anwendung findet.

2.29 Artikel 27 Datenabgabe im vereinfachten Geodatenmodell (Art. 5 Abs. 2 
und Art. 6 Abs. 1 VAV)
Die Datenabgabe im vereinfachten Geodatenmodell kann für gewisse Kantone ein technisches 
Problem oder einen erheblichen Zusatzaufwand darstellen. Deshalb sollen die Fachstelle 
Eidgenössische Vermessungsdirektion auf Gesuch der Kantone die Datenabgabe im vereinfachten 
Geodatenmodell übernehmen können. Dies weil die Daten bei swisstopo ohnehin für bundesinterne 
Zwecke im vereinfachten Geodatenmodell vorliegen und ohne zusätzlichen Aufwand oder Kosten an 
den Kanton abgegeben werden können.  

2.30 6. Abschnitt Schlussbestimmungen Artikel 28-33
Wie die VAV (Art. 51-57 VAV) enthält die TVAV heute Übergangsbestimmungen betreffend die 
Vermessung alter Ordnung (vgl. Art. 114 und 115 TVAV). Mit "alter Ordnung" sind die Regelungen vor 
der AV93 und der damit verbundenen Digitalisierung der amtlichen Vermessung gemeint, also alle 
Rechtsnormen und Weisungen, die vor der heutigen VAV und TVAV galten. Da immer noch 
Vermessungen der alten Ordnung als anerkannte, zum eidgenössischen Grundbuch gehörende 
Vermessungswerke bestehen,14 müssen diese Übergangsregelungen in die VAV-VBS übernommen 
werden, damit die Vermessungen alter Ordnung weiterhin über eine Rechtsgrundlage verfügen und 
damit die Rechtmässigkeit dieser Vermessungen im Bedarfsfall weiterhin überprüft werden kann. 

Artikel 28 entspricht Artikel 114 TVAV. Mit der Instruktion für die Vermarkung und die 
Parzellarvermessung vom 10. Juni 1919 (BS 2 592) wurden Teile der Verordnung vom 15. Dezember 
1910 betreffend die Grundbuchvermessung und der Instruktion vom 15. Dezember 1910 über die 
Grundbuchvermessung aufgehoben. Die letztgenannten Regelungen sind in der Bereinigten 
Sammlung des Bundesrechts (BS) nicht enthalten und evtl. überhaupt nicht mehr verfügbar. Noch die 
Verordnung vom 5. Januar 1934 über die Grundbuchvermessung (BS 2 560; damals galt die 
Instruktion von 1919 noch) sah in Art. 18 und 19 die Anerkennung von "bestehenden 
Vermessungswerken" (gemeint waren kantonale Grundbuchvermessungen) vor. Beim Inkrafttreten 
des ZGB und danach wurden also Vermessungen als definitiv anerkannt, die zuvor nach kantonalem 
Recht erstellt wurden; man ist dann aber mit der AV93 auf diese Regelung zurückgekommen und hat 
(nachträglich) eine Ersterhebung nach AV93 gefordert (Art. 114 TVAV). Die Bedeutung von Art. 114 
TVAV und neu Art. 28 VAV-VBS ist demnach die, dass alle heute noch bestehenden definitiv 
anerkannten Vermessungen, die gemäss den vor dem 10. Juni 1919 geltenden Vorschriften erstellt 
worden sind, durch eine Ersterhebung nach heutigem Recht ersetzt werden müssen, denn es lässt 
sich heute kaum mehr nachvollziehen, ob Kriterien gemäss Absatz 2 erfüllt sind.

14 Am 31. Dezember 2020 entsprachen – bezogen auf die Informationsebene Liegenschaften – erst 68.3 
Prozent der Fläche der Schweiz dem Standard von AV93 (siehe cadastre Nº35, April 2021, S. 8 f.). Der 
Anteil der provisorischen Numerisierung betrug 15.8 Prozent, jener der übrigen Vollnumerisierung 1.6 
Prozent. Die Bestandteile und Grundlagen der Vermessung alter Ordnung werden somit noch für längere 
Zeit von Bedeutung sein.
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Artikel 29 lässt die Regelungen in der TVAV über die provisorische Numerisierung, die mit der VAV-
VBS aufgehoben werden, für bestehende provisorische Numerisierungen weitergelten. Neue 
provisorische Numerisierungen gibt es nicht mehr.

Artikel 30 entspricht wörtlich Artikel 115 TVAV.

2.31 Artikel 31 Aufhebung eines anderen Erlasses
Die TVAV wird aufgehoben. Vorbehalten bleibt die Weitergeltung der Regelungen zur provisorischen 
Numerisierung (siehe Art. 29 VAV-VBS). 

2.32 Artikel 32 Übergangsbestimmungen
Mit den Absätzen 1 und 2 nimmt das VBS seine Pflicht aus Artikel 57a Absatz 1 VAV wahr, den 
Übergang vom heute geltenden Geodatenmodell der amtlichen Vermessung zum neuen 
Geodatenmodell zu regeln. 
Absatz 1 hält fest, dass die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion bis zum Inkrafttreten der 
VAV-VBS ein neues Geodatenmodell vorgibt – gemeint ist das neue Geodatenmodell der amtlichen 
Vermessung. Mit der Aufhebung der TVAV werden auch deren Artikel 7 sowie Angang A aufgehoben, 
welche das heutige Geodatenmodell der amtlichen Vermessung festlegen. Neu muss somit gemäss 
Artikel 9 GeoIV die zuständige Fachstelle des Bundes ein Geodatenmodell vorgeben. Gemäss 
Anhang 1 zur GeoIV ist dies die Fachstelle Eidgenössische Vermessungsdirektion.
Eine Änderung des Geodatenmodells der amtlichen Vermessung ist nicht schweizweit auf einen 
bestimmten Stichtag hin möglich. Absatz 2 hält deshalb fest, dass die Kantone den Stichtag der 
Einführung des neuen Geodatenmodells in einem vorgegebenen Zeitfenster zwischen dem 
Inkrafttreten der Verordnungsänderung (1. Januar 2024) und einem Endtermin (31. Dezember 2027) 
selber bestimmen können. Die Einführung des neuen Datenmodells bedingt selbstredend, dass der 
Kanton bis zum Stichtag auch seine kantonale Gesetzgebung geändert haben muss, sofern eine 
Anpassung überhaupt notwendig ist. Im Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten der Änderung und dem 
Wechsel zum neuen Geodatenmodell wird noch das bestehende, alte Datenmodell verwendet. 
Deshalb wird festgelegt, dass die Regelungen zum alten Datenmodell (z.B. Art. 6 VAV und bestimmte 
Teile der TVAV), die mit dieser Änderung aufgehoben werden, im jeweiligen Kanton noch bis zum 
faktischen Wechsel des Geodatenmodells gelten. Andernfalls wäre die Anwendung des alten 
Datenmodells über das Inkrafttreten der Verordnungsänderung hinausgehend ohne rechtliche 
Grundlage.

Absatz 3 enthält Übergangsbestimmungen betreffend den Übergang zum ausschliesslichen Gebrauch 
der Beschreibungssprache Standard eCH-0031 INTERLIS 2. 

Absatz 4 regelt die Kostentragung der Nachführung von militärischen Anlagen die zwischen dem 
1. Juli 2008 und dem Inkrafttreten der neuen VAV-VBS einer zivilen Nutzung zugeführt wurden. 
Dieses Datum wurde gewählt, da ab diesem Zeitpunkt die von armasuisse und swisstopo gemeinsam 
erlassene "Richtlinie zur Aufnahme von militärischen Anlagen in die amtliche Vermessung" gilt.15

Ohne dass diesbezügliche Regelungen im Verordnungsrecht bestehen, muss die Fachstelle 
Eidgenössische Vermessungsdirektion dafür besorgt sein, dass auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
alle notwendigen Weisungen in aktuellen Versionen bereitstehen. Dies erfordert eine Überprüfung der 
bestehenden Weisungen hinsichtlich notwendiger Änderung oder ihrer Aufhebung. Weiter muss 
sichergestellt werden, dass überall dort wo die VAV-VBS Weisungen verlangt, solche bestehen.

15 https://www.cadastre.ch/content/cadastre-internet/de/manual-av/publication/guidline.download/cadastre-
internet/de/documents/av-richtlinien/Richtlinie-Militaerische-Anlagen-de.pdf 

https://www.cadastre.ch/content/cadastre-internet/de/manual-av/publication/guidline.download/cadastre-internet/de/documents/av-richtlinien/Richtlinie-Militaerische-Anlagen-de.pdf
https://www.cadastre.ch/content/cadastre-internet/de/manual-av/publication/guidline.download/cadastre-internet/de/documents/av-richtlinien/Richtlinie-Militaerische-Anlagen-de.pdf

